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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

das  Finanzgericht  Köln  hat  in  einem  erstinstanzlichen  Urteil  vom

20.4.2023 (Az. 1 K 1234/22) eine für Arbeitnehmer und Arbeitgeber be-

deutende  Entscheidung  zur  Besteuerung  des  geldwerten  Vorteils  aus

der  privaten  Nutzung  eines  Firmenwagens  getroffen.  Im  Kern  ging  es

um die Frage,  ob Zahlungen des Arbeitnehmers für einen vom Arbeit-

geber angemieteten Parkplatz den geldwerten Vorteil mindern können.

Der  Arbeitgeber  hatte  diese  Parkplatzmieten  als  Bestandteil  der  Fahr-

zeugnutzungskosten berücksichtigt, was das Finanzamt jedoch ablehn-

te und eine entsprechende Minderung nicht zuließ.

Das Finanzgericht Köln entschied zugunsten des Arbeitgebers und sah

die Parkplatzkosten als notwendige Voraussetzung für die Nutzung des

Firmenwagens am Arbeitsort  an.  Das Gericht  berief  sich dabei  auf  ein

Urteil  des  Bundesfinanzhofs  von  2006,  in  dem  vom  Arbeitnehmer

selbst getragene Kosten für eine Garage als notwendige Nutzungskos-

ten anerkannt wurden. Die Entscheidung hat weitreichende Folgen, da

sie klärt, dass auch mittelbare Nutzungskosten steuerlich relevant sind

und den geldwerten Vorteil mindern können.

Allerdings ist diese Entscheidung noch nicht rechtskräftig, da der Fiskus

Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt hat (Az. VI R 7/23). Das Ergeb-

nis  dieser  höchstrichterlichen  Klärung  bleibt  abzuwarten,  wird  jedoch

von entscheidender Bedeutung für die Praxis der Lohnsteuererhebung

sein. Wer Bescheid weiß, hat daher einen Vorsprung!

In diesem Sinne wünschen wir eine interessante Lektüre.

Kirchberger & Petri Steuerberatungsgesellschaft mbH

Preußerstraße 18, 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.kirchberger-petri.de

kirchberger@kirchberger-petri.de
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Termine: Steuern und Sozialversicherung
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Einkommensteuererklärung
Umsatzsteuererklärung
Gewerbesteuererklärung

Die dreitägige Zahlungsschonfrist  endet  am 14.10.  für  den Eingang der
Zahlung.

Zahlungen  per  Scheck  gelten  erst  drei  Tage  nach  Eingang  des  Schecks
bei  der  Finanzbehörde  (Gewerbesteuer  und  Grundsteuer:  bei  der  Ge-
meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszuschläge
zu  vermeiden,  muss  der  Scheck  spätestens  drei  Tage  vor  dem  Fällig-
keitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Oktober 2024

Die  Beiträge  sind  in  voraussichtlicher  Höhe  der  Beitragsschuld  spätes-
tens  am  drittletzten  Bankenarbeitstag  eines  Monats  fällig.  Für  Oktober
ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.10.2024.

In Bundesländern, in denen der 31.10. (Reformationstag) ein Feiertag ist,
verschiebt  sich  der  Abgabe-/Zahlungstermin  auf  den  28.10.2024  (Mon-
tag).

Aussetzungszinsen von monatlich 0,5 Prozent:
Verfassungswidrig?

Der  VIII.  Senat  des  Bundesfinanzhofs  (BFH)  hält  den  gesetzlichen  Zins-
satz von sechs Prozent p.a. für sog. Aussetzungszinsen für verfassungs-
widrig. Er hat daher das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) angerufen.

Einspruch und Klage haben im Steuerrecht grundsätzlich keine aufschie-
bende Wirkung, das heißt die Erhebung einer Abgabe wird nicht aufge-
halten  und  der  Steuerpflichtige  muss  die  festgesetzte  Steuer  zunächst
zahlen. Die aufschiebende Wirkung von Einspruch und Klage kann aber
in  einem  summarischen  Verfahren  auf  Antrag  bei  ernstlichen  Zweifeln
an  der  Rechtmäßigkeit  des  angefochtenen  Bescheids  von  Finanzamt
oder  Finanzgericht  gesondert  durch  die  Aussetzung  der  Vollziehung
(AdV) angeordnet werden. Für den Steuerpflichtigen bedeutet das einer-
seits, dass er die Steuer zunächst nicht zahlen muss. Andererseits droht
ihm eine  Belastung  mit  Zinsen,  wenn sein  Rechtsmittel  endgültig  ohne
Erfolg bleibt und er die Steuer "nachträglich" zahlen muss.  Er hat dann
nämlich für die Dauer der AdV und in Höhe des ausgesetzten Steuerbe-

trags Zinsen in Höhe von einhalb Prozent pro Monat, also sechs Prozent
pro Jahr, zu entrichten (Aussetzungszinsen, § 237 in Verbindung mit 238
Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung - AO).

Mit Beschluss vom 08.07.2021 (1 BvR 2237/14) hat das BVerfG die Voll-
verzinsung in dieser Höhe (§ 233a in Verbindung mit § 238 Absatz 1 Satz
1 AO) ab dem 01.01.2014 für unvereinbar mit Artikel 3 Absatz 1 Grund-
gesetz (GG) erklärt, dies aber nicht auf die Aussetzungszinsen und ande-
re Teilverzinsungstatbestände erstreckt.

Im Streitfall hatte der Kläger seinen Einkommensteuerbescheid 2012 an-
gefochten. Dessen Vollziehung setzte das Finanzamt aus. Die Klage war
erfolglos. Aussetzungszinsen von einhalb Prozent wurden für 78 Monate
festgesetzt,  unter  anderem  für  den  Zeitraum  von  01.01.2019  bis  zum
15.04.2021. Der Kläger wandte sich gegen die Zinsfestsetzung.

Nach Auffassung des BFH ist ein Zinssatz für die Zinsen bei AdV in Höhe
von einhalb Prozent pro Monat, also sechs Prozent p.a. gemäß § 237 in
Verbindung mit  §  238 Absatz  1  Satz  1  AO im Zeitraum vom 01.01.2019
bis  zum  15.04.2021  mit  Artikel  3  Absatz  1  GG  unvereinbar.  Zumindest
während  einer  anhaltenden  strukturellen  Niedrigzinsphase  sei  der  ge-
setzliche  Zinssatz  der  Höhe nach  evident  nicht  (mehr)  erforderlich,  um
den durch eine  spätere  Zahlung typischerweise  erzielbaren Liquiditäts-
vorteil abzuschöpfen.

Zudem würden Steuerpflichtige, die Zinsen schulden, weil sie die Steuer
nach AdV nicht  bezahlt  haben,  und Steuerpflichtige,  die  Nachzahlungs-
zinsen entrichten müssen,  weil  ihre Steuerfestsetzung zu einem Unter-
schiedsbetrag  (§  233a  Absatz  3  AO)  geführt  hat  und  sie  die  materiell-
rechtlich  von Anfang an geschuldete  Steuer  deshalb  erst  später  zahlen
müssen,  ungleich  behandelt.  Denn  Nachzahlungszinsen  würden  seit
dem 01.01.2019 lediglich mit einem Zinssatz von 0,15 Prozent für jeden
Monat,  also  1,8  Prozent  p.a.  berechnet.  Auch  diese  Zinssatzspreizung
hält der BFH verfassungsrechtlich für nicht gerechtfertigt.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 08.05.2024, VIII R 9/23

Wiedereinsetzung: Nicht bei unterlassener
Bearbeitung eines Klageauftrags

Wird  der  Auftrag,  Klage  zu  erheben,  in  der  Kanzlei  des  Prozessbevoll-
mächtigten nicht bearbeitet und deshalb die Klagefrist versäumt, kommt
eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht in Betracht.  Dies hat
das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Das Finanzamt erließ gegenüber der Klägerin eine zurückweisende Ein-
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spruchsentscheidung,  die  am 21.12.2023 in  der  Kanzlei  des  Prozessbe-
vollmächtigten einging. Am Folgetag (Freitag, der 22.12.2023) übermittel-
te  eine  Mitarbeiterin  der  Kanzlei  unter  ihrer  personalisierten  E-Mail-
Adresse  die  Einspruchsentscheidung  an  die  Klägerin.  Zugleich  diktierte
der  Prozessbevollmächtigte  ein  Begleitschreiben  an  die  Klägerin,  mit
dem er auf den Ablauf der Klagefrist am 22.01.2024 hinwies und für den
Fall,  dass  ein  Auftrag  zur  Klageerhebung  erteilt  werden  soll,  um  Nach-
richt bat.  Dieses Schreiben wurde jedoch erst nach den Feiertagen, am
27.12.2023, angefertigt und versandt. Die Klägerin hatte aber bereits am
22.12.2023  nach  Büroschluss  an  die  personalisierte  E-Mail-Adresse  der
Mitarbeiterin  mit  den  Worten  "Moin,  bitte  Klage  einreichen"  geantwor-
tet.

Der  Prozessbevollmächtigte  erhob  für  die  Klägerin  am  26.01.2024  und
damit nach Ablauf der Klagefrist Klage und beantragte zugleich Wieder-
einsetzung  in  den  vorigen  Stand.  Zur  Begründung  des  Wiedereinset-
zungsantrags führte er aus, dass die E-Mail der Klägerin in seinem Büro
nicht wahrgenommen worden sei,  da seine Mitarbeiterin zwischen den
Feiertagen und er  selbst  in  der  ersten  Kalenderwoche  des  Jahres  2024
im  Urlaub  gewesen  sei.  Die  E-Mail  habe  aus  nicht  mehr  aufklärbaren
Gründen den zuständigen Sachbearbeiter in der Kanzlei nicht erreicht.

Das  FG  Münster  hat  die  Klage  als  unzulässig  abgewiesen.  Der  Klägerin
sei keine Wiedereinsetzung in die versäumte Klagefrist zu gewähren, da
sie die Frist nicht ohne Verschulden versäumt habe.

Zunächst sei der Klägerin ein Organisationsverschulden ihres Prozessbe-
vollmächtigten  zuzurechnen.  Dieser  habe  nicht  hinreichend  dargetan,
welche  Organisationsmaßnahmen  in  seiner  Kanzlei  getroffen  worden
seien,  damit  Fristen  zuverlässig  überwacht  und  eingehalten  werden.
Wenn -  wie  im Streitfall  -  eine Mitarbeiterin  ihre  personalisierte  E-Mail-
Adresse  zur  Verfügung  stelle,  sei  es  erforderlich,  Regelungen  zur  Nut-
zung  und  Weiterleitung  von  E-Mails  zu  treffen.  Ferner  hätten  Vertre-
tungsregelungen für den Urlaubs- oder Krankheitsfall dargelegt werden
müssen.  Dass  die  Kernfrage,  warum  der  Klageauftrag  den  zuständigen
Sachbearbeiter nicht erreicht habe, auch nach Angaben des Prozessver-
treters nicht aufklärbar sei, gehe zulasten der Klägerin.

Darüber hinaus sei auch ein eigenes Verschulden der Klägerin nicht aus-
zuschließen.  Da  sie  das  Schreiben  ihres  Prozessbevollmächtigten  mit
der  Bitte  um Nachricht,  ob Klage erhoben werden soll,  erst  nach Ertei-
lung ihres Klageauftrags erhalten habe, hätte es einer weiteren Nachfra-
ge bedurft.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 20.06.2024, 5 K 150/24 U

Klage auf Akteneinsicht: Rechtsschutzbedürfnis
entfallen

Ein  Steuerpflichtiger  hat  kein  Rechtsschutzbedürfnis  für  eine  Klage  auf
außergerichtliche Gewährung von Akteneinsicht oder für ein hierauf be-
zogenes Rechtsmittel mehr, wenn er ein finanzgerichtliches Verfahren in
Gang gesetzt hat, in dem die streitgegenständlichen Akten dem Gericht
vorgelegt  wurden.  Denn  dann  habe  er  ein  umfassendes  und  nicht  be-
schränkbares  Recht  auf  Akteneinsicht  gemäß  §  78  der  Finanzgerichts-
ordnung (FGO), so der Bundesfinanzhof (BFH).

Im zugrunde liegenden Fall hatte ein Gewerbetreibender während einer
Außenprüfung Einsicht in die Handakte ("Fallheft") der Prüferin begehrt.
Nachdem  infolge  der  Außenprüfung  Änderungsbescheide  (Hinzuschät-
zungen)  ergangen  waren,  hat  der  Steuerpflichtige  hiergegen  geklagt.
Das  FG  hat  in  diesem  Verfahren  die  Handakte  der  Außenprüfung  bei-
gezogen. Laut FG hat der Gewerbetreibende noch keine Einsicht in jene
Akte genommen.

Dem FG sei  die  streitgegenständliche  Handakte  inzwischen  übermittelt
worden, so der BFH weiter. Dem Steuerpflichtigen stehe insoweit ein Ak-
teneinsichtsrecht gemäß § 78 Absatz 1 Satz 1 FGO zu.  Daher fehle ihm
das Rechtsschutzbedürfnis für seine Klage auf außergerichtliche Gewäh-
rung  von Akteneinsicht  und diese  Klage  sei  unzulässig.  Dass  der  Mann
bislang  von  seinem  Recht  auf  Akteneinsicht  noch  keinen  Gebrauch  ge-
macht hat, erachtete der BFH als unerheblich.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 21.05.2024, IX R 28/22
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Unternehmer

Neue Regeln beim Vorsteuerabzug ab 2026 geplant:
Achtung bei Ist-Versteuerern

Die Bundesregierung plant, den Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs aus be-
stimmten Rechnungen zu verschieben. Davon betroffen sind laut Deut-
schem  Steuerberaterverband  (DStV):  Rechnungen  von  Unternehmen,
die  ihre  Umsatzsteuer  nach  vereinnahmten  Entgelten  berechnen.  Auf
Anregung des DStV prüfe das Bundesfinanzministerium (BMF) nun eine
Nichtbeanstandungsregelung  zum  Schutz  des  Rechnungsempfängers.
Auch hierzu hat der DStV Hinweise für eine praxisfreundliche Ausgestal-
tung gegeben.

Aktuell  könne  der  Vorsteuerabzug  grundsätzlich  geltend  gemacht  wer-
den,  wenn  eine  ordnungsgemäße  Rechnung  des  leistenden  Unterneh-
mers  vorliegt.  Auf  den  Zeitpunkt  der  Zahlung  komme  es  nur  bei  Ab-
schlags-,  Anzahlungs-  oder  Vorausrechnung  an.  Zukünftig  solle  es  auf
den Zeitpunkt  der Zahlung auch dann ankommen,  wenn die Rechnung
von  einem  Unternehmer  ausgestellt  wird,  der  die  Ist-Versteuerung  an-
wendet.  Damit  der  Rechnungsempfänger  dies  erkennen  kann,  müsse
auf  die  Ist-Versteuerung  durch  eine  neue  Rechnungspflichtangabe  hin-
gewiesen  werden.  Der  Regierungsentwurf  des  Jahressteuergesetzes
2024  (JStG  2024)  sehe  dies  ab  dem  01.01.2026  vor,  fasst  der  DStV  zu-
sammen.

Der  Verein  sieht  ein  Bedürfnis  nach einem Schutz  des  Rechnungsemp-
fängers:  Fehle  der  Rechnungshinweis  auf  die  Ist-Versteuerung,  dürfte
der zutreffende Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs für den Rechnungsemp-
fänger kaum ohne zusätzlichen Aufwand ermittelbar sein. Deshalb habe
der  DStV  bereits  in  seiner  Stellungnahme  zum  Referentenentwurf  des
JStG 2024 eine klarstellende Ergänzung für eine rechtssichere und prak-
tikable Geltendmachung des Vorsteuerabzugs angeregt.

Nun habe das BMF zu verstehen gegeben, dass es die Einführung einer
Nichtbeanstandungsregelung  für  gutgläubige  Rechnungsempfänger  im
Grundsatz erwäge. Der DStV begrüßt den Vorstoß des BMF. Er hat in ei-
ner  Stellungnahme  zudem  seine  Vorschläge  für  eine  praxisfreundliche
Ausgestaltung konkretisiert.

Das  BMF  überlege,  eine  Nichtbeanstandungsregelung  in  einem  BMF-
Schreiben  umzusetzen.  Da  dieses  jedoch  nur  die  Finanzverwaltung,
nicht  aber  die  Finanzgerichte  bindet,  regt  der  DStV  zur  Steigerung  der
Rechtssicherheit  eine  gesetzliche  Umsetzung  der  Nichtbeanstandungs-
regelung  in  §  15  Umsatzsteuergesetz  an.  Sollte  diese  nicht  zweifelsfrei
mit dem Unionsrecht vereinbar sein, sei eine Umsetzung im Rahmen ei-
nes BMF-Schreibens zu begrüßen.

Nach den Überlegungen des BMF sollen gutgläubige Rechnungsempfän-
ger  vor  Nachteilen  bei  der  Geltendmachung  des  Vorsteuerabzugs  ge-
schützt werden. Leider sei unklar, so der DStV, wie die Gutgläubigkeit in
der Praxis nachgewiesen werden kann. Ebenso sei offen, ob und in wel-
chem Umfang der Rechnungsempfänger selbst Nachforschungen anzu-
stellen  hätte.  Zur  Vermeidung  zusätzlicher  Bürokratie  und  Rechtsunsi-
cherheit  sollte  der  Rechnungsempfänger  die  Nichtbeanstandungsrege-
lung nach Auffassung des DStV stets in Anspruch nehmen können, wenn
die  Rechnung  den  zukünftig  verpflichtenden  Hinweis  auf  die  Ist-Ver-
steuerung nicht enthält.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 21.08.2024

§ 35 Absatz 2 Satz 2 EStG gilt auch für die phG einer
KGaA

Für die Steuerermäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb (§ 35 des
Einkommensteuergesetzes  -  EStG)  ist  bei  Mitunternehmerschaften  im
Sinne  des  §  15  Absatz  1  Satz  1  Nr.  2  EStG  oder  bei  Kommanditgesell-
schaften auf Aktien (KGaA) im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 EStG
der  Betrag des  Gewerbesteuermessbetrages,  die  tatsächlich  zu zahlen-
de Gewerbesteuer und der auf die einzelnen Mitunternehmer oder auf
die persönlich haftenden Gesellschafter (phG) entfallende Anteil  geson-
dert und einheitlich festzustellen (§ 35 Absatz 2 Satz 1 EStG). Dies stellt
der Bundesfinanzhof (BFH) klar und führt weiter aus, dass der dazu in §
35  Absatz  2  Satz  2  EStG  für  den  Anteil  am  Gewerbesteuermessbetrag
angeführte  Aufteilungsmaßstab  des  "allgemeinen  Gewinnverteilungs-
schlüssels" -  auch wenn er nach dem Gesetzeswortlaut nur auf "Mitun-
ternehmer" bezogen wird - auch für die phG einer KGaA gilt.

Bei  einer  rechtsformspezifischen  Auslegung  dieses  Begriffs  sei  der  bei
der  körperschaftsteuerrechtlichen  Ermittlung  des  Einkommens  der
KGaA abziehbare "Teil des Gewinns", der an phG "als Vergütung (Tantie-
me) für die Geschäftsführung verteilt  wird" (§ 9 Absatz 1 Nr. 1 des Kör-
perschaftsteuergesetzes)  und  der  zu  den  gewerblichen  Einkünften  der
phG (§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 Alternative 2 EStG) führt, Gegenstand die-
ses Aufteilungsmaßstabes.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 24.01.2024, I R 54/20

Gleichzeitige Zahlung von Geschäftsführergehalt und
Pension: Das folgert die Finanzverwaltung aus einem
BFH-Urteil

Das  Bundesfinanzministerium  (BMF)  behandelt  in  einem  aktuellen
Schreiben die Folgen aus dem Urteil  des Bundesfinanzhofes (BFH) vom
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15.03.2023  (I  R  41/19),  in  dem es  um die  Frage  geht,  wie  Versorgungs-
zahlungen  bei  Weiterbeschäftigung  eines  Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rers zu behandeln sind.

Das  BMF  nimmt  die  BFH-Rechtsprechung  zum  Anlass,  sein  Schreiben
vom 18.07.2017 (BStBl I S. 1293) in Rundnummer 10 neu zu fassen. Dar-
in  heißt  es  nun,  dass  die  körperschaftsteuerlichen  Regelungen  für  Ge-
sellschafter-Geschäftsführer  von  Kapitalgesellschaften  unberührt  blei-
ben. In der Anwartschaftsphase sei eine Pensionszusage an den Gesell-
schafter-Geschäftsführer,  die  zwar  die  Vollendung  des  vereinbarten
Pensionsalters  voraussetzt,  nicht  jedoch  dessen  Ausscheiden  aus  dem
Betrieb oder die Beendigung des Dienstverhältnisses, körperschaftsteu-
errechtlich grundsätzlich nicht zu beanstanden. Sie führe nicht von vor-
neherein  wegen  Unüblichkeit  oder  fehlender  Ernsthaftigkeit  zu  einer
verdeckten Gewinnausschüttung.

Wird nach dem Eintritt des Versorgungsfalles (Auszahlungsphase) neben
der  Versorgungsleistung  bei  voller  Weiterbeschäftigung  als  Geschäfts-
führer  für  diese  Tätigkeit  lediglich  ein  reduziertes  Gehalt  gezahlt,  liege
nach  der  Maßgabe  eines  hypothetischen  Fremdvergleichs  regelmäßig
keine gesellschaftliche Veranlassung vor,  soweit  die Gehaltszahlung die
Differenz zwischen der Versorgungszahlung und den letzten Aktivbezü-
gen nicht überschreitet (vgl. BFH-Urteil vom 15.03.2023, I R 41/19). Denn
in der Auszahlungsphase der Pension würde ein ordentlicher und gewis-
senhafter  Geschäftsleiter  grundsätzlich  verlangen,  entweder  das  Ein-
kommen aus der fortbestehenden Tätigkeit  als Geschäftsführer auf die
Versorgungsleistung  anzurechnen  oder  den  vereinbarten  Eintritt  der
Versorgungsfälligkeit  -  gegebenenfalls  unter  Vereinbarung  eines  nach
versicherungsmathematischen  Maßstäben  berechneten  Barwertaus-
gleichs  -  aufzuschieben,  bis  der  Begünstigte  endgültig  seine  Geschäfts-
führerfunktion beendet hat.

Vorbehaltlich der Beachtung des formellen Fremdvergleichs bei beherr-
schenden  Gesellschafter-Geschäftsführern  (R  8.5  Absatz  2  der  Körper-
schaftsteuer-Richtlinien) liege keine verdeckte Gewinnausschüttung vor,
soweit die Summe aus Versorgungszahlung und neuem Aktivgehalt das
vor Eintritt  des Versorgungsfalles gezahlte Aktivgehalt  nicht überschrei-
tet.  Die  Grundsätze gelten dem BMF-Schreiben zufolge sowohl  bei  mo-
natlicher Pensionsleistung als auch bei Ausübung eines vereinbarten Ka-
pitalwahlrechts bei Erreichen der vereinbarten Altersgrenze.

Die  Auflösung  der  Pensionsrückstellung  stehe  der  Annahme  einer  ver-
deckten  Gewinnausschüttung  nicht  entgegen.  Eine  verdeckte  Gewinn-
ausschüttung sei  auch dann zu  bejahen,  wenn das  Aktivgehalt  und die
Arbeitszeit nach Eintritt des Versorgungsfalls deutlich reduziert werden,
da eine "Teilzeittätigkeit" mit dem Aufgabenbild eines Gesellschafter-Ge-

schäftsführers nicht vereinbar sei.

Soweit der BFH in Rn. 28 des Urteils vom 15.03.2023 die Auffassung ver-
tritt,  dass  eine  Weiter-  oder  Folgebeschäftigung  mit  reduzierten
Arbeitszeiten/Aufgabenbereichen dazu führen könne, dass die Differenz
zwischen Versorgung und letzten Aktivbezügen nicht vollständig ausge-
schöpft  werden  könne,  ohne  eine  verdeckte  Gewinnausschüttung  aus-
zulösen, ist dem laut BMF nicht beizupflichten. An der bisherigen abwei-
chenden  Verwaltungsauffassung,  dass  eine  Teilzeittätigkeit  nicht  mit
dem  Aufgabenbild  eines  Gesellschafter  Geschäftsführers  vereinbar  ist,
hält die Finanzverwaltung fest.

Das aktuelle Schreiben ist  laut BMF auf alle offenen Fälle anzuwenden.
Es ist ab sofort für eine Übergangszeit auf den Internetseiten des Minis-
teriums (www.bundesfinanzministerium.de) als pdf-Datei abrufbar.

Bundesfinanzministerium.  Schreiben  vom  30.08.2024,  IV  C  2  -  S
2742/22/10003 :009
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Kapital-
anleger

Unrichtige Geldwäscheverdachtsmeldung: Bank
haftet nicht

Eine Bank haftet  nur  bei  vorsätzlicher  oder grob fahrlässiger  unwahrer
Erstattung einer Geldwäscheverdachtsmeldung. Sowohl die Meldepflicht
als auch die Haftungsfreistellung seien dabei  nach dem Geldwäschege-
setz  (GwG)  grundsätzlich  weit  auszulegen,  so  das  Oberlandesgericht
(OLG) Frankfurt am Main. Es hat Schadensersatzansprüche wegen einer
unrichtigen  Geldwäscheverdachtsmeldung  (hier:  Verdacht  des  Insider-
handels im Zusammenhang mit Wirecard-Aktien) zurückgewiesen.

Der Kläger war bis 2008 Aufsichtsratsvorsitzender der Wirecard AG. Die
beklagte deutsche Großbank hatte ihm im Juni 2020 telefonisch geraten,
Aktien der Wirecard AG aus dem Depot seiner Ehefrau zu verkaufen, da
sie  die  Aktien  neu  bewertet  habe.  Der  Kläger  platzierte  daraufhin  -  in
Vollmacht  seiner  Frau  -  eine  Verkaufsorder  für  eine  im  unteren  sechs-
stelligen Bereich liegende Anzahl an Aktien der Wirecard AG. Zwei Tage
später  veröffentlichte  die  Wirecard  AG  eine  ad-hoc-Meldung  über  die
Stellung  eines  Insolvenzantrags.  Nachfolgend  brach  der  Aktienkurs
nochmals signifikant ein. Die Beklagte erstattete einen Monat später ei-
ne Geldwäscheverdachtsmeldung gegen den Kläger und seine Frau. Ein
gegen  das  Ehepaar  eingeleitetes  staatsanwaltschaftliches  Ermittlungs-
verfahren  wurde  eingestellt,  nachdem  die  Bundesanstalt  für  Finanz-
dienstleitsungen  keine  überwiegenden  Anhaltspunkte  für  die  Verwer-
tung  von  Insiderinformationen  bei  der  gemeldeten  Transaktion  festge-
stellt hatte.

Der Kläger nimmt die Beklagte auf Schadensersatz wegen einer unrichti-
gen Verdachtsmeldung in Anspruch. Das Landgericht hatte die Klage ab-
gewiesen. Die hiergegen eingelegte Berufung hatte keinen Erfolg.

Es könne offenbleiben, so das OLG, ob die Beklagte durch die Erstattung
der  Geldwäscheverdachtsmeldung  und  insbesondere  die  unterlassene
Erwähnung  der  zuvor  von  ihr  erfolgten  Verkaufsempfehlung  ihre  ver-
traglichen Pflichten verletzt  habe.  Jedenfalls  komme ihr  der  gesetzliche
Haftungsausschluss nach § 48 Absatz 1 GwG zugute. Gemäß § 48 Absat-
z1  GwG  dürfe  derjenige,  der  einen  Sachverhalt  meldet,  deshalb  nicht
nach  zivilrechtlichen  oder  strafrechtlichen  Vorschriften  verantwortlich
gemacht oder disziplinarrechtlich verfolgt werden, es sei denn, die Mel-
dung  oder  Strafanzeige  ist  vorsätzlich  oder  grob  fahrlässig  unwahr  er-
stattet worden.

Hier  sei  die  Beklagte  zur  Abgabe der  Meldung berechtigt  gewesen.  Die
Meldung habe insbesondere an Tatsachen angeknüpft,  die eine Melde-
pflicht auslösen. Der meldepflichtige Verdacht habe sich auf die Straftat
des Insiderhandels und damit eine taugliche Vortat der Geldwäsche be-

zogen.  Ausreichend  sei  dabei  ein  niedriger  Verdachtsgrad.  "Die  Melde-
pflicht  nach  §  43  GwG  und  die  Haftungsfreistellung  nach  §  48  Absatz1
GwG sind grundsätzlich weit auszulegen, da die Beurteilung, wann Um-
stände  so  ungewöhnlich  oder  auffällig  sind,  nicht  klar  zu  bestimmen
sind", führte das OLG vertiefend aus.

Der  geringe  Verdachtsgrad  sei  hier  objektiv  erreicht  gewesen.  Der  Ver-
kauf  einer  großen  Stückzahl  von  Aktien  sei  mit  dem  öffentlichen  Be-
kanntwerden  der  dortigen  Unregelmäßigkeiten  und  letztlich  der  Insol-
venzantragstellung  zeitlich  eng  zusammengetroffen,  auch  wenn  dies
dem  Kläger  nicht  anzulasten  sei.  Vor  dem  Hintergrund  der  Verbindun-
gen des Klägers zu dem Unternehmen habe damit  eine erhöhte Wahr-
scheinlichkeit für die Verwertung von Insiderkenntnissen gesprochen.

Die Meldung sei auch nicht unwahr gewesen, da die ihr zugrunde liegen-
den Tatsachen der Wirklichkeit entsprachen. Dass die Beklagte ihre eige-
ne Empfehlung zum Verkauf nicht in der Meldung erwähnt habe, mache
diese  nicht  unwahr  oder  entstelle  sie  in  einer  maßgeblichen  Weise.  Im
Übrigen  hätte  diese  Mitteilung  die  weiteren  den  Verdacht  stützenden
Tatsachen nicht ausgeräumt.

Oberlandesgericht  Frankfurt  am  Main,  Hinweisbeschluss  vom
15.04.2024 sowie Zurückweisungsbeschluss vom 29.05.2024, 3 U 192/23

Verlustverrechnungsbeschränkung für
Termingeschäfte: Ernstliche Zweifel an der
Verfassungsmäßigkeit

Das  Finanzgericht  (FG)  Münster  hat  in  einem  Eilverfahren  entschieden,
dass  ernstliche  Zweifel  an  der  Verfassungsmäßigkeit  der  betragsmäßig
beschränkten  Verlustverrechnung  nach  §  20  Absatz  6  Satz  5  Einkom-
mensteuergesetz  (EStG)  in  der  Fassung  des  Jahressteuergesetzes  2020
(JStG 2020) bestehen.

Im  Rahmen  der  Einkommensteuerfestsetzung  für  2022  setzte  das  Fi-
nanzamt  die  von  den  zusammenveranlagten  Antragstellern  erklärten
Gewinne  aus  Stillhalterprämien  und  Termingeschäften  voll  an  und  be-
rücksichtigte  zugleich  die  geltend  gemachten  Verluste  aus  Terminge-
schäften nur bis zu einer Höhe von jeweils 20.000 Euro. Die verbleiben-
den, im Jahr 2022 nicht verrechenbaren Verluste wurden gesondert fest-
gestellt.  Gegen  den  Einkommensteuerbescheid  legten  die  Antragsteller
Einspruch ein.  Das Einspruchsverfahren wurde im Hinblick auf ein zum
damaligen Zeitpunkt beim FG Berlin-Brandenburg anhängiges Klagever-
fahren (10 K 1091/23) ruhend gestellt.  Die zugleich von den Antragstel-
lern  beantragte  Aussetzung  der  Vollziehung  lehnte  das  Finanzamt  mit
Verweis auf die geltende Rechtslage ab.
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Das FG hat nun dem von den Antragstellern im Anschluss gestellten ge-
richtlichen Aussetzungsantrag stattgegeben, soweit er die Beschränkung
des Verlustausgleichs bei Termingeschäften auf 20.000 Euro betraf.

Zunächst könne dahinstehen, ob für die Aussetzung der Vollziehung bei
verfassungsrechtlichen Zweifeln an der Gültigkeit einer dem angefochte-
nen Verwaltungsakt zugrunde liegenden Rechtsnorm ein besonderes In-
teresse der Antragsteller an der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes
als  Zulässigkeitsvoraussetzung  erforderlich  sei.  Denn  die  Interessenab-
wägung falle eindeutig zugunsten der Antragsteller aus: Sowohl die Be-
denken an der Verfassungsmäßigkeit der Verlustverrechnungsbeschrän-
kung  für  Termingeschäfte  als  auch  die  Konsequenzen  der  Vollziehung
des  Einkommensteuerbescheids  für  die  Antragsteller  -  nämlich  die  Be-
steuerung  von  Gewinnen,  die  bei  wirtschaftlicher  Betrachtung  tatsäch-
lich  gar  nicht  erzielt  worden  seien  -  seien  erheblich.  Dagegen  sei  nicht
ersichtlich, dass die Gewährung der Aussetzung der Vollziehung das öf-
fentliche  Interesse  an  einer  geordneten  Haushaltsführung  berühren
könnte.

Auch bestünden ernstliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der be-
tragsmäßig beschränkten Verlustverrechnung gemäß § 20 Absatz 6 Satz
5 EStG in der Fassung des JStG 2020. Danach dürften Verluste aus Ter-
mingeschäften nur in Höhe von 20.000 Euro mit Gewinnen aus Termin-
geschäften  und  mit  Einkünften  aus  Stillhalterprämien  verrechnet  wer-
den; nicht verrechnete Verlust dürften je Folgejahr ebenfalls nur bis zur
Höhe  von  20.000  Euro  mit  Gewinnen  aus  Termingeschäften  und  Ein-
künften aus Stillhalterprämien verrechnet werden. Die Norm bewirke al-
so,  dass  Verluste  aus Termingeschäften zwar  nicht  generell  versagt,  je-
doch  nur  bei  (späteren)  Gewinnen  aus
Termingeschäften/Stillhalterprämien und dann nur zeitlich gestreckt ab-
gezogen werden dürften.  Insofern bestünden erhebliche Bedenken,  ob
die Norm mit Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz (GG) vereinbar sei,  so das
FG.

Denn  sie  behandele  Steuerpflichtige  bei  der  Bestimmung  ihrer  steuer-
pflichtigen  Einkünfte  danach  unterschiedlich,  ob  sie  Verluste  aus  Ter-
mingeschäften oder  aus anderen Kapitalanlagen erzielt  hätten,  obwohl
zwischen beiden Gruppen kein Unterschied hinsichtlich der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit ersichtlich sei. Durch die Beschränkung des Ver-
lustabzugs und des damit verbundenen Verlustvortrags könne es sogar -
wie hier - dazu kommen, dass Steuern auf Gewinne anfielen, obwohl bei
wirtschaftlicher  Betrachtung  kein  Gewinn  aus  derselben  Kapitalanlage
entstanden sei.

Für diese Ungleichbehandlung sieht das FG keinen hinreichenden Recht-
fertigungsgrund.  Wenn  in  der  Gesetzesbegründung  darauf  abgestellt

werde,  dass  die  Regelung  das  Investitionsvolumen  und  die  entstehen-
den  Verlustrisiken  aus  spekulativen  Termingeschäften  begrenzen  solle,
überzeuge  das  in  Bezug  auf  die  Beschränkung  der  Verlustverrechnung
auf 20.000 Euro nicht. Es sei bereits nicht schlüssig, weshalb die Sofort-
versteuerung  einzig  für  die  Gewinne  aus  Termingeschäften  eingreifen
solle. Vor dem Hintergrund des objektiven Nettoprinzips sei es nicht fol-
gerichtig, dass der Steuerpflichtige Gewinne aus Kapitalanlagen vollum-
fänglich im Zuflusszeitpunkt versteuern solle, die Anerkennung der Ver-
luste  aber  betragsmäßig  begrenzt  werde.  Auch  könne  die  alleinige  Ab-
ziehbarkeit in den Folgejahren dazu führen, dass die Verlustverrechnung
-  beispielsweise  bei  Wohnsitzverlagerung,  Tod  des  Steuerpflichtigen
oder dem Ausbleiben von Gewinnen aus Termingeschäften oder Stillhal-
terprämien - endgültig ausbleibe.

Das  FG  hat  die  Beschwerde  zum  Bundesfinanzhof  zugelassen.  Mit  Be-
schluss  vom  07.06.2024  (VIII  B  113/23  (AdV))  habe  dieser  bereits  in  ei-
nem ähnlich gelagerten Fall  entschieden,  dass bei  der  im Aussetzungs-
verfahren gebotenen summarischen Prüfung § 20 Absatz 6 Satz 5 EStG
in der Fassung des JStG 2020 nicht mit  Artikel  3 Absatz 1 GG vereinbar
sei.

Finanzgericht Münster, Beschluss vom 13.06.2024, 6 V 252/24 E
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Immobilien-
besitzer

Keine Eigenbedarfskündigung zugunsten eines
Cousins

Als  Familienangehörige  im  Sinne  des  §  577a  Absatz  1a  Satz  2  Bürgerli-
ches  Gesetzbuch  (BGB  -  Ausnahme  von  der  Kündigungsbeschränkung
bei einem Wohnungserwerb) sind - ebenso wie bei der Eigenbedarfskün-
digung gemäß § 573 Absatz 2 Nr. 2 BGB - ausschließlich diejenigen Per-
sonen  anzusehen,  denen  ein  Zeugnisverweigerungsrecht  aus  persönli-
chen  Gründen  gemäß  §  383  Zivilprozessordnung  (ZPO),  §  52  Strafpro-
zessordnung (StPO) zusteht. Cousins zählen laut BGH nicht hierzu.

Geklagt  hatte  eine  Gesellschaft  bürgerlichen  Rechts  (GbR).  Sie  begehrt
nach Ausspruch einer Kündigung wegen Eigenbedarfs eines ihrer Gesell-
schafter von den Beklagten die Räumung und Herausgabe einer an die-
se vermieteten Wohnung.  Die GbR hatte das Gebäude,  in dem sich die
Wohnung befindet, nach deren Überlassung an die Beklagten erworben
und ist dadurch als Vermieterin in das bestehende Mietverhältnis einge-
treten. Zum damaligen Zeitpunkt hatte die Klägerin zwei Gesellschafter,
die Cousins waren.

Die  Beklagten  haben  die  Kündigung  für  unwirksam  gehalten  und  sich
hierbei auf die Kündigungsbeschränkung des § 577a Absatz 1a Satz 1 Nr.
1, Absatz 2 BGB in Verbindung mit § 2 der Kündigungsschutzklausel-Ver-
ordnung des Landes Berlin vom 13.08.2013 berufen. Hiernach kann sich
eine  Personengesellschaft,  an  die  vermieteter  Wohnraum  nach  der
Überlassung an den Mieter veräußert  worden ist,  erst  nach Ablauf  von
zehn Jahren seit der Veräußerung für eine Kündigung der Wohnung ge-
genüber dem Mieter auf berechtigte Interessen im Sinne von § 573 Ab-
satz 2 Nr. 2 oder 3 BGB berufen. Diese Kündigungsbeschränkung gilt in-
des dann nicht, wenn die im Zeitpunkt des Eigentumserwerbs vorhande-
nen  Gesellschafter  derselben  Familie  angehörten.  Die  Klägerin  meint,
dass dies (auch) bei Cousins der Fall sei und deshalb die Kündigungsbe-
schränkung im Streitfall nicht eingreife.

Der BGH hat entschieden, dass den Begriffen "Familie" in § 577a Absatz
1a Satz 2 BGB und "Familienangehörige" in § 573 Absatz 2 Nr. 2 BGB die-
selbe Bedeutung zukommt und hiervon ausschließlich diejenigen Perso-
nen  umfasst  sind,  denen  ein  Zeugnisverweigerungsrecht  aus  persönli-
chen  Gründen  gemäß  §  383  ZPO,  §  52  StPO  zusteht.  Ein  entfernterer
Verwandter,  der  -  wie  ein  Cousin  -  nicht  zur  Zeugnisverweigerung  be-
rechtigt ist, gehöre somit auch dann nicht zu dem von § 573 Absatz 2 Nr.
2  BGB  privilegierten  Personenkreis,  wenn  zwischen  ihm  und  dem  Ver-
mieter eine enge persönliche Bindung besteht. Ebenso gelte die Privile-
gierung des § 577a Absatz 1a Satz 2 BGB selbst im Fall einer engen per-
sönlichen  Verbundenheit  zwischen  den  Mitgesellschaftern  nicht,  wenn
das  Verwandtschaftsverhältnis  zwischen  ihnen  so  entfernt  ist,  dass  es

sie nicht zur Zeugnisverweigerung nach § 383 ZPO, § 52 StPO berechtigt.

Mit  der  Privilegierung von Familienangehörigen in §  573 Absatz  2 Nr.  2
BGB habe der Gesetzgeber dem Umstand Rechnung tragen wollen, dass
innerhalb  einer  Familie  aufgrund  enger  Verwandtschaft  typischerweise
ein Verhältnis persönlicher Verbundenheit und gegenseitiger Solidarität
besteht,  das  die  Ermöglichung  einer  Kündigung  zugunsten  Familienan-
gehöriger rechtfertigt.  Auch die Privilegierung von Familienangehörigen
in  §  577a  Absatz  1a  Satz  2  BGB  beruhe  auf  der  Überlegung,  dass  auf-
grund  der  engen  persönlichen  Bindung  ein  legitimes  Interesse  an  der
(zeitnahen) Geltendmachung des Eigenbedarfs besteht.

Der vom Gesetzgeber bezweckten Privilegierung von Familienangehöri-
gen in den vorgenannten Bestimmungen liege mithin eine typisierende
Betrachtungsweise  dahingehend  zugrunde,  dass  zwischen  den  hiervon
umfassten  Personen  aufgrund  einer  familiären  Beziehung  eine  beson-
dere  persönliche  Nähebeziehung  anzunehmen  ist.  Vor  diesem  Hinter-
grund bedürfe es für den vom Gesetzgeber privilegierten Personenkreis
des  (zusätzlichen)  Vorliegens  eines  konkreten,  tatsächlichen  Nähever-
hältnisses nicht. Auch scheide eine Erweiterung dieses geschützten Per-
sonenkreises  aufgrund  einer  einzelfallbezogenen  Prüfung  des  Vorlie-
gens  einer  besonderen  sozialen  Nähe  angesichts  der  dem  Gesetz  zu
Grunde liegenden typisierenden Betrachtungsweise aus.

Entscheidend sei damit letztlich, für welchen Personenkreis der Gesetz-
geber durch die Verwendung des Begriffs der Familie eine typischerwei-
se  vorliegende  besondere  soziale  Bindung  angenommen  hat.  Im  Rah-
men von § 573 Absatz 2 Nr. 2 BGB und § 577a Absatz 1a Satz 2 BGB ha-
be er dies nicht näher konkretisiert, so der BGH. Er habe eine solche Be-
wertung jedoch im Rahmen der ebenfalls auf der persönlichen Nähebe-
ziehung und Verbundenheit  gründenden Gewährung eines  Zeugnisver-
weigerungsrechts aus persönlichen Gründen vorgenommen. Dort habe
er  objektive  Kriterien  nach  dem  Grad  der  familiären  Beziehung  aufge-
stellt und hierdurch den Personenkreis definiert, innerhalb dessen nach
seiner Ansicht typischerweise eine persönliche Nähebeziehung besteht.
Es  sei  sachgerecht,  diese  gesetzgeberischen  Wertungen  auch  für  die
ebenfalls in der persönlichen Verbundenheit begründeten Privilegierun-
gen von Familienangehörigen nach § 573 Absatz 2 Nr. 2 BGB und § 577a
Absatz 1a Satz 2 BGB heranzuziehen.

Unter  Berücksichtigung  dieser  Grundsätze  kam  laut  BGH  eine  Anwen-
dung  des  §  577a  Absatz  1a  Satz  2  BGB  im  Streitfall  nicht  in  Betracht.
Denn  den  im  Zeitpunkt  des  Eigentumserwerbs  an  dem  streitgegen-
ständlichen Grundstück vorhandenen beiden Gesellschaftern der Kläge-
rin stehe als Cousins und damit als Verwandte in der Seitenlinie im vier-
ten  Grad  ein  Zeugnisverweigerungsrecht  nach  §  383  ZPO,  §  52  StPO
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nicht  zu.  Sie  gehörten  somit  nicht  zu  derselben Familie  im Sinne  des  §
577a Absatz 1a Satz 2 BGB.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 10.07.2024, VIII ZR 276/23

Entfernterer Abstellort für Mülltonnen:
Grundstückseigentümer müssen Zuweisung
hinnehmen

Die  Eigentümer  eines  Grundstücks  sin  mit  ihrem  Eilantrag  gescheitert,
mit dem sie sich gegen die Zuweisung von entfernteren Abstellorten für
ihre  Mülltonnen  in  den  Wintermonaten  wandten.  Das  Verwaltungsge-
richt (VG) Gießen stellte darauf ab, dass die Müllabfuhr das Grundstück
aufgrund der Witterungsbedingungen im Winter zum Teil nicht anfahren
könne. Daher hätten die Anwohner die Zuweisung hinzunehmen.

Die Antragsteller sind Eigentümer eines Grundstücks in einem Wochen-
endhausgebiet. In diesem Gebiet befinden sich einige ganz oder teilwei-
se  asphaltierte,  aber  auch  nur  geschotterte  Straßen sowie  einige  Sack-
gassen. Die Straße, an der das Grundstück liegt, ist zwischen 2,60 Meter
und  fünf  Meter  breit,  der  Asphalt  ist  am  Rand  teilweise  abgebrochen
und auf der Straße befindet sich eine Steigung.

Im April 2024 wurde den Antragstellern durch den Zweckverband Abfall-
wirtschaft  Vogelsbergkreis  aufgegeben,  die  Mülltonnen  für  ihr  Grund-
stück in den Wintermonaten an Tagen mit Schnee und Eisglätte an der
nächsten  geteerten  Kreuzung  abzustellen.  Alternativ  könnten  auch  die
am besten befahrbaren Straßen, die entsprechend auf einer Karte her-
vorgehoben wurden, genutzt werden. Dies begründete der Antragsgeg-
ner damit, dass es für die Müllabfuhr aufgrund der eingeschneiten und
vereisten Fahrwege in den Wintermonaten nicht möglich sei, das Grund-
stück der Antragsteller ungehindert und gefahrlos anzufahren.

Die Antragsteller  machten geltend,  dass eine ungehinderte Leerung ih-
rer Mülltonnen seit Jahrzehnten gegeben gewesen sei. Die örtlichen Zu-
wegungsgegebenheiten hätten sich nicht geändert. Es müssten entspre-
chende  Fahrzeuge  eingesetzt  werden,  die  das  vorhandene  Wegenetz
nutzen könnten. Schließlich seien sowohl die Bedingung, dass die Fahr-
bahn mit Schnee und/oder Eis bedeckt sein müsse, als auch der Abstell-
ort nicht bestimmt genug.

Das  VG  kam  demgegenüber  zu  dem  Ergebnis,  dass  der  Bescheid  aus
sich heraus verständlich und daher hinreichend bestimmt sei. Durch die
vorhandene Steigung sowie die ausgebrochenen Asphaltränder an den
Seiten  der  Straße  bei  einer  Breite  von  nur  2,90  Metern  auf  Höhe  des
Grundstücks  der  Antragsteller  könnten die  Abfuhrfahrzeuge die  Straße

bei  winterlicher  Witterung  nicht  gefahrlos  anfahren.  Es  sei  auch  in  der
Vergangenheit  bereits  vorgekommen,  dass  die  Müllabfuhr  das  Grund-
stück  aufgrund  von  Witterungsbedingungen  nicht  habe  anfahren  kön-
nen. Vor diesem Hintergrund sei die Zuweisung von Abstellorten für die
Mülltonnen rechtmäßig.

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. Die Beteiligten können da-
gegen Beschwerde beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof einlegen.

Verwaltungsgericht  Gießen,  Beschluss  vom  29.08.2024,  8  L  2125/24.GI,
nicht rechtskräftig
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Angestellte

Betriebliche Altersversorgung: Weiterer Ausbau
geplant

Die  Betriebsrente  soll  als  zweites  Standbein  der  Alterssicherung neben
der gesetzlichen Rente gestärkt und breiter verankert werden. Dazu hat
das  Bundeskabinett  den  Entwurf  eines  Zweiten  Betriebsrentenstär-
kungsgesetzes beschlossen. Damit soll die betriebliche Altersversorgung
weiter  ausgebaut  und  für  mehr  Beschäftigte  zugänglich  gemacht  wer-
den  -  insbesondere  für  Geringverdiener  und  Arbeitnehmer  in  kleinen
und mittleren Unternehmen.

Rund  54  Prozent  aller  sozialversicherungspflichtig  Beschäftigten  in
Deutschland  hätten  derzeit  eine  Betriebsrente.  Besonders  in  kleineren
Unternehmen und  bei  Geringverdienern  bestünden  aber  noch  Lücken,
die  nun  geschlossen  werden  sollen,  erläutert  das  Bundesministerium
für Arbeit und Soziales (BMAS).

Insbesondere  soll  das  auf  Tarifverträgen  beruhende  2018  eingeführte
Sozialpartnermodell  weiter  ausgebaut  werden.  Unternehmen  und  ihre
Beschäftigten  sollen  leichter  bei  bereits  bestehenden Modellen  mitma-
chen können. Damit soll besonders kleinen Betrieben die Möglichkeit er-
öffnet werden, einfache, effiziente und sichere Betriebsrenten zu organi-
sieren.

Die  Förderung,  die  der  Staat  dazugibt,  wenn  Arbeitgeber  diesen  Be-
schäftigten eine Betriebsrente zusagen, soll verbessert werden. Die Ein-
kommensgrenze  für  den  Förderbetrag  soll  (auf  2.718  Euro  monatlich,
unabhängig von Voll- oder Teilzeit) angehoben und dynamisiert werden,
sodass  Beschäftigte  nicht  durch  Lohnerhöhungen  aus  der  Förderung
herausfallen. Damit will die Regierung für Planungssicherheit sorgen.

Geplant sind außerdem flexiblere Auszahlungsmodelle:  Rentner,  die im
Ruhestand weiterarbeiten, sollen ihre Betriebsrente auch mit einer Teil-
rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung kombinieren können, so
das BMAS.

Bundesministerium für Arbeit und Soziales, PM vom 18.09.2024

Bereitschaftsdienste: Steuerfreie Zuschläge

Die  Steuerfreiheit  von  Zuschlägen  für  Bereitschaftsdienste,  die  außer-
halb der regelmäßigen Arbeitszeit erbracht und gesondert vergütet wer-
den, bemisst sich nach dem Arbeitslohn für die regelmäßige Arbeitszeit
und  nicht  nach  dem  Bereitschaftsdienstentgelt.  Nicht  erforderlich  ist
laut Bundesfinanzhof (BFH), dass der Arbeitnehmer für die zuschlagsbe-
wehrte Tätigkeit neben den Erschwerniszuschlägen einen Anspruch auf

Grundlohn hat.

Eine Steuerzahlerin betreibt ein Internat für Heranwachsende mit Beein-
trächtigungen, die auch nachts betreut werden, so der Bund der Steuer-
zahler  (BdSt)  Rheinland-Pfalz  zum  Sachverhalt.  Der  Arbeitslohn  setzte
sich aus der monatlichen Regelvergütung, der Kinderzulage und sonsti-
gen  Zulagen  zusammen.  Die  Nachtaufsichtszeiten  wurden  als  Bereit-
schaftsdienst behandelt und nur zu 25 Prozent als Arbeitszeit entgolten.
Daneben  erhielten  die  Mitarbeiter  für  den  Bereitschaftsdienst  für  jede
nächtliche Arbeitsstunde einen Zeitzuschlag in Höhe von 15 Prozent des
auf eine Stunde umgerechneten individuellen Tabellenentgelts.

Das  Bereitschaftsdienstentgelt  versteuerte  die  Steuerzahlerin,  soweit
die Arbeitszeit entgolten wurde. Den Zeitzuschlag für die Zeit von Mitter-
nacht bis 6.00 Uhr zahlte sie steuerfrei aus. Das Finanzamt widersprach
laut  BdSt  der  Steuerfreiheit.  Als  Bemessungsgrundlage  für  die  Steuer-
freiheit der Zuschläge und damit als Grundlohn sei lediglich das Entgelt
für den Bereitschaftsdienst anzusetzen. Auf Grundlage dieser Rechtsauf-
fassung erließ das Finanzamt einen Nachforderungsbescheid.

Im Revisionsverfahren hat der BFH die Auffassung des Finanzamtes als
unbegründet  zurückgewiesen.  Die  Voraussetzungen  der  Steuerbefrei-
ung  lägen  vor.  Dazu  gehöre  die  Abgrenzung  von  Grundlohn  und  Zu-
schlägen  durch  zweckgebundene  Zahlungen,  die  eine  im  Interesse  des
Arbeitgebers ausgeübte Tätigkeit abdecken. Erforderlich sei zudem, dass
eine zuschlagsbewehrte Tätigkeit zu den begünstigten Zeiten tatsächlich
ausgeübt  wird  und  Einzelaufstellungen  der  tatsächlich  erbrachten  Ar-
beitsstunden geführt werden.

Bund der Steuerzahler Rheinland-Pfalz e.V., PM vom 26.07.2024 zu Bun-
desfinanzhof, Urteil vom 11.04.2024, VI R 1/22

Tarifvertrag darf Inflationsausgleich während
Elternzeit ausschließen

Weil der tarifliche Inflationsausgleich arbeitsleistungsbezogen ausgestal-
tet ist, ist ein Tarifvertrag nicht zu beanstanden, der ihn während der El-
ternzeit ausschließt. Eine Diskriminierung insbesondere von Müttern lie-
ge nicht vor, so das Landesarbeitsgericht (LAG) Düsseldorf.

Die Klägerin ist  bei  einer Kommune im Technischen Dienst  beschäftigt.
Sie befand sich vom 14.06.2022 bis zum 13.04.2024 in Elternzeit. Ab dem
14.12.2023 bis zum Ende der Elternzeit arbeitete sie mit 24 Wochenstun-
den in Teilzeit (Vollzeit = 39 Wochenstunden).

Der  auf  ihr  Arbeitsverhältnis  anzuwendende  Tarifvertrag  über  Sonder-
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zahlungen  zur  Abmilderung  der  gestiegenen  Verbraucherpreise  (TV  In-
flationsausgleich) sah im Juni 2023 einen Inflationsausgleich von einma-
lig  1.240 Euro und in den Monaten Juli  2023 bis  Februar 2024 von mo-
natlich 220 Euro vor. Die Kommune zahlte der Klägerin diesen Inflations-
ausgleich  nur  für  die  Monate  Januar  und  Februar  2024  in  Höhe  von
135,38 Euro (24/39 von 220 Euro).

Die Klägerin meint,  dass die tariflichen Voraussetzungen in §§ 2 Absatz
1,  3  Absatz  1  TV  Inflationsausgleich,  wonach an mindestens  einem Tag
ein Anspruch auf Entgelt bestanden haben muss, sie als Arbeitnehmerin
in Elternzeit unzulässig wegen des Geschlechts diskriminiere. Es liege ei-
ne  mittelbare  Diskriminierung  vor,  weil  Mütter  länger  in  Elternzeit  gin-
gen als Väter. Diese Ungleichbehandlung sei mit dem Zweck des Inflati-
onsausgleichs nicht vereinbar. Vielmehr sei sie in Elternzeit in besonde-
rem Maße von den steigenden Preisen betroffen. Dem tritt die Arbeitge-
berin entgegen. Sie verweist auf die Tarifautonomie.

Der Antrag der Klägerin auf Zahlung des vollen Inflationsausgleichs blieb
in  zweiter  Instanz  erfolglos.  Das  LAG verneint  einen Verstoß der  tarifli-
chen Regelung gegen den allgemeinen Gleichheitssatz des Artikels 3 Ab-
satz 1 Grundgesetz. Die Regelung sei wirksam. Die Tarifvertragsparteien
dürften den Bezug von Entgelt an mindestens einem Tag als Anspruchs-
voraussetzung für den Inflationsausgleich festlegen. Weil das Arbeitsver-
hältnis  während  der  Elternzeit  -  ausgenommen  die  Teilzeittätigkeit  -
ruht, erfülle die Klägerin diese Voraussetzung nicht. Sie habe keinen Ent-
geltanspruch.

Das  LAG  hält  diese  Differenzierung  für  sachlich  gerechtfertigt.  Es  liege
keine  mittelbare  Diskriminierung  vor,  weil  der  tarifliche  Inflationsaus-
gleich auch einen Vergütungszweck verfolge. Er sei arbeitsleistungsbezo-
gen ausgestaltet.  Fehlt es daran völlig,  weil  nicht an einem Tag ein Ent-
geltanspruch besteht, bestehe kein Anspruch.

Soweit  Beschäftigte,  die  Krankengeld  beziehungsweise  Kinderkranken-
geld beziehen, einen Inflationsausgleich erhalten, erfolge dies aus sozia-
len Gründen zur Abmilderung besonderer Härten. Für diese dürften die
Tarifvertragsparteien  andere  Regelungen  vorsehen  als  für  Beschäftigte
in Elternzeit. Die Inanspruchnahme einer Elternzeit sei im Regelfall plan-
bar  -  die  eigene  oder  die  Erkrankung  des  Kindes  trete  dagegen  typi-
scherweise plötzlich und unerwartet auf.

Das LAG hat der Klägerin lediglich aufgrund ihrer Teilzeittätigkeit für den
Monat Dezember 2023 einen Inflationsausgleich von 220 Euro zugespro-
chen. Sie hatte in diesem Monat an einem Tag Anspruch auf Arbeitsent-
gelt. Für die Höhe der Inflationsausgleichsprämie sei die am ersten Tag
des  Bezugsmonats  vereinbarte  Arbeitszeit  maßgeblich.  Diese  sei  am

01.12.2023 noch fiktiv 100 Prozent gewesen.

Der  von  der  Klägerin  geltend  gemachte  Anspruch  auf  eine  Entschädi-
gung  in  Höhe  von  8.000  Euro  wegen  unzulässiger  Geschlechtsdiskrimi-
nierung (§ 15 Absatz 2 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz) hatte kei-
nen Erfolg, weil die Kommune die Klägerin nicht wegen des Geschlechts
diskriminiert habe.

Das LAG hat die Revision zugelassen.

Landesarbeitsgericht Düsseldorf,  Urteil  vom 14.08.2024, 14 SLa 303/24,
nicht rechtskräftig
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Familie und
Kinder

Rückwirkende Auszahlung festgesetzten
Kindergeldes: Zeitpunkt des Antragseingangs für
zeitliche Begrenzung entscheidend

Für  die  zeitliche  Anwendung  des  die  rückwirkende  Auszahlung  festge-
setzten  Kindergeldes  begrenzenden  §  70  Absatz  1  Satz  2  des  Einkom-
mensteuergesetzes  (EStG)  kommt  es  nach  §  52  Absatz  50  Satz  1  EStG
nicht  auf  die  Entstehung  des  Kindergeldanspruchs,  sondern  auf  den
Zeitpunkt des Antragseingangs ("nach dem 18. Juli 2019") an. Dies stellt
der Bundesfinanzhof (BFH) klar und verweist auf den insofern eindeuti-
gen Wortlaut der Vorschrift.

Der  Gesetzgeber  sei  zudem  nicht  verpflichtet  gewesen,  bei  der  Einfüh-
rung des  §  70  Absatz  1  Satz  2  EStG aus  Vertrauensschutzgründen eine
Übergangsregelung für vor dem 18.07.2019 bereits entstandene Kinder-
geldansprüche zu schaffen.

Zu berücksichtigen sei dabei, dass § 70 Absatz 1 Satz 2 EStG nur die be-
reits in § 66 Absatz 3 EStG in der Fassung des Gesetzes zur Bekämpfung
der Steuerumgehung und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschrif-
ten (StUmgBG) vom 23.06.2017 geregelte Sechsmonatsfrist  ablöste,  die
weitergehend  nicht  erst  die  rückwirkende  Auszahlung,  sondern  bereits
die  rückwirkende  Festsetzung  des  Kindergelds  jenseits  der  Sechsmo-
natsfrist ausschloss. Diese Regelung sei durch das am 24.06.2017 veröf-
fentlichte Gesetz eingeführt worden, aber gemäß § 52 Absatz 49a EStG
in der Fassung des StUmgBG erst auf Anträge anzuwenden gewesen, die
nach  dem  31.12.2017  eingehen.  Somit  sei  bei  Einführung  der  Aus-
schlussfrist  ein  mehr  als  sechsmonatiger  Übergangszeitraum  verblie-
ben, um nicht festsetzungsverjährte Ansprüche für vergangene Monate
geltend  zu  machen.  Nachdem  die  Abschaffung  des  §  66  Absatz  3  EStG
und die Einführung des § 70 Absatz 1 Satz 2 EStG nur der Verschiebung
der Ausschlussfrist vom Festsetzungsverfahren in das Erhebungsverfah-
ren  gedient  habe,  der  Gesetzgeber  im  Übrigen  aber  an  dieser  Aus-
schlussfrist  habe festhalten wollen (BT-Drs.  19/8691,  S.  65),  seien keine
Vertrauensschutzgesichtspunkte  ersichtlich,  die  eine  erneute  Über-
gangsfrist erforderlich erscheinen ließen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 25.04.2024, III R 27/22

Kinderfreibeträge: Angabe der Steuer-ID des Kindes
nicht mehr verpflichtend

Seit dem Veranlagungszeitraum 2023 muss in der Anlage Kind die inlän-
dische ID-Nummer des Kindes angegeben werden, damit das Finanzamt
für das Kind die so genannten steuerlichen Freibeträge gewähren kann.
Doch  wie  der  Bund  der  Steuerzahler  (BdSt)  Rheinland-Pfalz  meldet,  ist

die bisher verpflichtende Angabe dieser Steuer-ID nun weggefallen.

Die  Anlage  Kind  diene  dem  Familienleistungsausgleich  und  ermögliche
die Berücksichtigung von Kindergeld sowie Kinderfreibeträgen und den
Freibetrag für Betreuung, Erziehung und Ausbildung in der Einkommen-
steuerveranlagung. Ohne diese Angabe sei es derzeit nicht möglich, eine
elektronische  Übermittlung  der  Einkommensteuererklärung  2023  zu
versenden. Gerade in Trennungsfällen habe sich in der Praxis herausge-
stellt,  dass  die  Steuer-ID des  Kindes  nicht  ohne Weiteres  benannt  wer-
den kann. Daher habe sich die Finanzverwaltung zu diesem Thema bera-
ten. Sie werde bis auf weiteres die fehlende Steuer-ID des Kindes nicht
beanstanden und die elektronische Übermittlung ermöglichen. Dies sei
nun seit Ende Juli möglich.

Bund der Steuerzahler Rheinland-Pfalz, PM vom 06.09.2024

Frühere Geschlechtsänderung hindert Eintragung als
Vater für während Ehe geborenes Kind nicht

Das Standesamt darf für ein während der Ehe geborenes Kind den Ehe-
mann der Mutter als Vater des Kindes eintragen, auch wenn dieser zu-
vor  sein  Geschlecht  von  weiblich  in  männlich  geändert  hat  und  daher
keine biologische Abstammung vorliegt. Dies hat das Oberlandesgericht
(OLG) Schleswig-Holstein entschieden.

2015  hatten  die  heutigen  Eheleute  eine  gleichgeschlechtliche  Lebens-
partnerschaft  geschlossen.  2017  ließ  der  heutige  Ehemann  sein  Ge-
schlecht  von  weiblich  in  männlich  ändern.  Im  Frühjahr  2023  schlossen
beide die Ehe. Im Herbst 2023 brachte die Ehefrau, ermöglicht durch ei-
ne Samenspende, ein Kind zur Welt.

Der Ehemann hat als Antragsteller gegenüber dem Standesamt die Ein-
tragung als Vater verlangt. Das Standesamt legte die Sache dem Amtsge-
richt (AG) zur Entscheidung vor. Dieses wies das Standesamt zur Vornah-
me der  Eintragung  an.  Die  hiergegen  eingelegte  Beschwerde  des  Amts
hat  das  OLG  zurückgewiesen,  allerdings  wegen  grundsätzlicher  Bedeu-
tung die Beschwerde zum Bundesgerichtshof zugelassen.

Nach Auffassung des OLG hat das AG das Standesamt zu Recht angewie-
sen, bei der Beurkundung der Geburt des betroffenen Kindes den Ehe-
mann als  Vater  einzutragen.  Nach der  gesetzlichen Regelung in  §  1592
Nr.  1  Bürgerliches  Gesetzbuch  (BGB)  sei  Vater  eines  Kindes  der  Mann,
der zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter des Kindes verheiratet ist.

Die  Entscheidung  zur  Änderung  des  Geschlechtes  und  des  Vornamens
seien hier bereits wirksam gewesen, sodass der Antragsteller als  Mann
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anzusehen  sei.  Eine  Spezialvorschrift  aus  dem  Transsexuellengesetz  (§
11 TSG),  wonach durch die Entscheidung,  dass der Antragsteller  einem
anderen  Geschlecht  zugehörig  ist,  das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem
Antragsteller  und  seinen  Kindern  unberührt  bleibt,  sei  auf  den  vorlie-
genden Fall nicht anzuwenden. Denn diese Vorschrift betreffe nur Kon-
stellationen, in denen der Transsexuelle entweder vor der Entscheidung
über die Änderung der Geschlechtszugehörigkeit bereits eine Eltern-Kin-
d-Rechtsbeziehung  innegehabt  habe  oder  solche  Kinder,  die  erst  nach
der  Entscheidung  über  die  Änderung  der  Geschlechtszugehörigkeit  ge-
netisch  von  der  transsexuellen  Person  abstammten  beziehungsweise
von ihr auf die Welt gebracht worden seien.

Die  hier  vorliegende Fallkonstellation,  dass  ein  mit  der  Mutter  des  Kin-
des verheirateter Transsexueller die Eintragung als Vater beantragt, ha-
be der Gesetzgeber zum Entstehungszeitpunkt der Vorschrift im TSG im
Jahr 1980 nicht vor Augen gehabt. Zudem sei es auch verfassungsrecht-
lich  geboten,  die  Vorschrift  nicht  auf  die  hier  vorliegende  Konstellation
anzuwenden.  Denn  dem  Kind  entstünden  keine  Nachteile,  wenn  der
Transsexuelle  als  männlich  behandelt  werde.  Vielmehr  würde  es  -  im
Gegenteil  -  Nachteile  erleiden,  wenn  an  das  vormals  weibliche  Ge-
schlecht  angeknüpft  würde.  Denn  dann  wäre  der  Antragsteller  im  Ver-
hältnis zum betroffenen Kind nicht als Mann anzusehen, sondern müss-
te weiter als Frau behandelt werden. Dem durch Artikel 6 des Grundge-
setzes abgesicherten Recht  des Kindes auf  Pflege und Erziehung durch
beide Elternteile sei Geltung zu verschaffen. Dass der Ehemann der Mut-
ter Vater des betroffenen Kindes werden könne, diene diesem Recht.

Die  Entscheidung  des  OLG  erfolgte  auf  Grundlage  des  aktuell  gültigen
TSG.  Dieses  wird  ab  dem  01.11.2024  durch  das  Selbstbestimmungsge-
setz abgelöst, das auch das Eltern-Kind-Verhältnis neu regelt.

Oberlandesgericht  Schleswig,  Beschluss  vom  04.07.2024,  2  Wx  11/24,
nicht rechtskräftig

Kryokonservierung von Samenzellen: Anspruch
besteht auch vor geschlechtsangleichender
Behandlung von Mann zu Frau

Personen, die auf Kosten der gesetzlichen Krankenversicherung eine ge-
schlechtsangleichende Behandlung von Mann zu Frau durchführen, kön-
nen  einen  Anspruch  auf  Kryokonservierung  ihrer  Samenzellen  haben.
Das hat das Bundessozialgericht (BSG) entschieden.

Der Kläger befindet sich in einer geschlechtsangleichenden Behandlung
von  Mann  zu  Frau,  die  von  der  Krankenkasse  bezahlt  wird.  Diese  Be-
handlung  führt  zur  Unfruchtbarkeit.  Um  die  spätere  Möglichkeit  einer

künstlichen  Befruchtung  mit  seinen  eigenen  Samenzellen  zu  erhalten,
beantragte der Kläger zuvor erfolglos die Übernahme der Kosten einer
Kryokonservierung  seiner  Samenzellen.  Das  Sozialgericht  hat  die  Kran-
kenkasse  zur  Kostenübernahme  verurteilt,  das  Landessozialgericht  die
Klage abgewiesen.

Das  BSG  hat  nun  entschieden,  dass  auch  die  geschlechtsangleichende
Behandlung  einen  Anspruch  auf  Kryokonservierung  von  Samenzellen
begründen kann. Das Gesetz räume die Möglichkeit der Kryokonservie-
rung  vor  keimzellschädigenden  Behandlungen  ein.  Dies  trage  dem  Be-
dürfnis  Rechnung,  die  eigene  Fortpflanzungsfähigkeit  zu  erhalten  und
gelte unabhängig von der geschlechtlichen Identität. Den Anspruch hät-
ten  daher  auch  Personen,  die  auf  Kosten  der  Krankenkasse  eine  ge-
schlechtsangleichende Behandlung von Mann zu Frau durchführen.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 28.08.2024, B 1 KR 28/23 R)
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